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EINFLUSS AUF DAS GEMEINSCHAFTSPRIVATRECHT 
Peter Jung* 
Der Einfluss der UNIDROIT Principles auf das Ge-
meinschaftsprivatrecht 
Die UNIDROIT Principles wurden in einer weltweiten Perspektive und nicht für 
den europäischen Kontinent geschaffen. 1 So kann es nicht verwundern, dass auch 
die Europäische Gemeinschaft und ihr Privatrecht von den Principles nahezu igno-
riert werden. In der insoweit 2004 unverändert gebliebenen Präambel ist nämlich 
nur von einem möglichen Einfluss der Principles auf den nationalen und inter-
nationalen Gesetzgeber 'die Rede. 2 Der supranationale Gesetzgeber des Gemein-
schaftsprivatrechts findet hingegen keine Erwähnung. Lediglich Art. 1.4 UP fmmu-
liert einen Vorbehalt zugunsten des zwingenden Rechts, der ausdrücklich auch das 
supranationale Recht mit umfasst. Auf der anderen Seite wird auch im Rahmen der 
EG-Projekte zur Rechtsangleichung und Rechtsvereinheitlichung selten auf die 
UNIDROIT Principles Bezug genommen. 
Der folgende Beitrag ist dennoch einer Analyse des mithin eher unbeab-
sichtigten Einflusses der UNIDROIT Principles auf das Gemeinschaftsprivatrecht 
gewidmet. Er wird in einem ersten Teil die strukturellen Unterschiede und Gemein-
samkeiten beider Regelungsgefüge kurz in Erinnerung rufen (I.) und sich dann mit 
den Wegen (II.) und den Objekten (III.) der Einflussnahme beschäftigen. 
I. Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwischen UNIDROIT 
Principles und Gemeinschaftsprivatrecht 
A. Unterschiede 
Auf den ersten Blick scheinen die UNIDROIT Principles of International Com-
mercial Contracts von 1994 bzw. 2004 nur wenig mit dem Gemeinschaftspri-
vatrecht gemein zu haben. Beide Regelungsgefüge unterscheiden sich nämlich in 
ihrer Rechtsnatur und Funktion, ihrer Genese, ihrem räumlichen und sachlichen 
Anwendungsbereich, ihrer Regelungsfonn und ihrer Anwendungsweise. 
Was die Rechtsnatur und Funktion anbetrifft, so handelt es sich bei den 
UNIDROIT Principles ausweislich ihrer Präambel um allgemeine Regeln, die zum 
Gegenstand einer unmittelbaren oder mittelbaren Rechtswahl von Vertragsparteien 
gemacht werden oder aber objektiv als Auslegungsmassstab, Ergänzungsrecht, Mo-
dellgesetz bzw. Ersatzrecht dienen können.3 Ausserhalb einer allfälligen Rechtswahl 
Ordinarius für Privatrecht an der Universität Basel. 
B0NELL, M. J., « The UNIDROIT Principles - A Modem Approach to Contract Law », in: H.-L. 
WEYERS (Hrsg.), Europäisches Vertragsrecht, Baden-Baden 1997, S. 9: « The UNJDROIT Principles 
- drafted under the aegis of an international organisation of an universal nature - are intended.for 
world-wide application, and therefore are clearly not confined to the Old Continent ». 
Abs. 7 der Präambel UP 2004. 
Siehe dazu auch die offizielle Kommentiemng in: UNIDROIT (Hrsg.), Principles of International 
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der Vertragsparteien kommt den UNIDROIT Principles mithin keine verbindliche 
Rechtsgeltung im positivistischen Sinne zu.4 Sie gehören als Bestandsaufnahme und 
Modellrecht dem Soft Law an. Das Gemeinschaftsprivatrecht ist demgegenüber kein 
gemeineuropäisches Privatrecht, . sondern es umfasst alle diejenigen Normen des 
Primär- und Sekundärrechts, die die Regelung des Rechtsverkehrs Privater zum 
Gegenstand haben und kraft Gemeinschaftsrechts Geltung in allen oder für alle EU-
Mitgliedstaaten beanspruchen. 5 Gemeinschaftsprivatrecht ist vorrangig geltendes In-
tegrationsrecht, das der Verwirklichung des Binnenmarkts und der Grundfreiheiten 
dient. Die Normen des Gemeinschaftsrechts gelten unmittelbar und erfordern keinen 
gesonderten innerstaatlichen Anwendungsbefehl. Lediglich die EG-Richtlinien be-
dürfen zu ihrer Anwendung im Privatrechtsverkehr einer mitgliedstaatlichen Um-
setzung. Die Behörden und Gerichte der Mitgliedstaaten haben das Gemeinschafts-
privatrecht anzuwenden, auszulegen und gegebenenfalls fortzubilden. 
Die UNIDROIT Principles und das bisherige Gemeinschaftsprivatrecht sind 
zudem auf ganz unterschiedliche Weise entstanden. Die Principles wurden von 
erfahrenenen Rechtsvergleichern aus aller Welt in einer Arbeitsgruppe auf der 
Grundlage umfangreicher rechtsvergleichender Untersuchungen erstellt. Nach eige-
nem Bekunden war es dabei das Ziel der Wissenschaftler, nicht nur eine Art 
· common core des Welthandelsvertragsrechts zu ermitteln, sondern auch eigene, als 
besonders geeignet empfundene Regelungen zu formulieren. 6 Das Gemeinschafts-
privatrecht wird auf der anderen Seite von den hierzu jeweils zuständigen Organen 
der Europäischen Gemeinschaft geschaffen. Zwar mögen auch bei dieser Recht-
setzung im Vorfeld Wissenschaftler mit einer dann zumeist auch rechtsverglei-
chenden Erfahrung beteiligt sein, doch wird das weitere Verfahren gerade auch der 
Kompromissfindung mehr durch nationale, politische und gruppenspezifische Inte-
ressen als durch das Ringen um den grössten gemeinsamen Nenner und vor allem 
die beste Lösung geprägt. 
Ein weiterer wichtiger Unterschied betrifft den Anwendungsbereich und den 
dadurch bedingten Inhalt beider Regelungsgefüge.7 Während die UNIDROIT Prin-
ciples internationale Handelsverträge in einer weltweiten Perspektive betreffenS, 
geht es dem Gemeinschaftsrecht um eine wenn auch bislang nur die besonders in-
tegrationsrelevanten Bereiche9 betreffende· Angleichung und Vereinheitlichung der 
vergleichsweise homogenen nationalen Privatrechte der EU-Mitgliedstaaten. Wäh-
rend die UNIDROIT Principles also räumlich weiter reichen, bleiben sie in sach-
licher Hinsicht hinter dem Gemeinschaftsprivatrecht zurück. Aber auch soweit sich 
4 
78 
Commercial Contracts, Rome 2004, S. 2 ff. 
CANARIS, C.-W ., « Die Stellung der UNIDROIT Principles und der Principles of European Contract 
Law im System der Rechtsquellen», in: J. BASEDOW (Hrsg.), Europäische Vertragsrechtsvereinheit-
lichung und deutsches Recht, Tübingen 2000, S. 5, 13 ff. 
Siehe zu dieser Definition des Begriffs ,,Gemeinschaftsprivatrecht" MüLLER-GRAFF, P. C., Privatrecht 
und Europäisches Gemeinschaftsrecht- Gemeinschqftsprivatrecht, 2. Aufl., Baden-Baden 1991, S. 27. 
BONELL, M. J., « Das UNIDROIT-Projekt für die Ausarbeitung von Regeln für internationale 
Handelsverträge », RabelsZ 56 ( 1992), S. 274, 287. 
Vgl. dazu auch MICHAELS, R., « Privatautonomie und Privatkodifikation», RabelsZ 62 (1998), S. 580, 
582 (zum Verhältnis zwischen UNIDROIT Principles und Principles ofEuropean Contract Law). 
BONELL, M. J. (Fn. I), S. 9. 
Neben dem Handelsrecht (Handelsvertreter-, Banken-, Versicherungs- und Transportrecht) betrifft das 
Gemeinschaftsprivatrecht insbesondere auch das Verbraucherschutz-, Wettbewerbs-, Gesellschafts-, 
Immaterialgüter-, Arbeits- und Sozialrecht. 
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i~ Be_reich des Vertragsrechts sachliche Überschneidungen ergeben, bedingt der 
b1shenge Schwerpunkt der EG-Vertragsrechtsetzung im Bereich des zwingenden 
Verbraucherschutzes inhaltlich abweichende Interessen und Regelungen gegenüber 
den Principles10, die wie ursprünglich auch die Zivilgesetzbücher der EU-Mitglied-
staaten vom Grundsatz der Privatautonomie geprägt sind. 
Erhebliche Unterschiede bestehen darüber hinaus in der Regelungsform. Wäh-
rend die UNIDROJT Principles eine sachlich, räumlich und zeitlich universale sowie 
systematische Regelung des internationalen Handelsvertragsrechts anstreben und 
damit einen kodifikatorischen Charakter im Sinne Benthamst I aufweisen, hat die 
zwar sehr umfangreiche Rechtsetzungstätigkeit der Europäischen Gemeinschaft bis-
lang nicht zu einer umfassenden oder auch nur teilweisen Kodifizierung des Privat-
rechts geführt.12 Die primärrechtlichen Vorgaben wie insbesondere die auf bestimm-
te Politiken und vorrangig das Binnenmarktziel beschränkte Einzelermächtigung der 
Gemeinschaft:13 haben vielmehr die Punktualität der Rechtssetzungsaktel4 und zahl-
reiche mit dieser einhergehende systematische, begriffliche und inhaltliche Brüche 
befördert.15 
Als unmittelbar und vorrangig geltendes Recht wird das Gemeinschaftsprivat-
re~ht nicht nur von den staatlichen Gerichten und den Schiedsgerichten angewendet. 
Vielmehr sorgt auch der EuGH für eine Beachtung sowie eine einheitliche Aus-
·legung und Fortbildung des Gemeinschaftsprivatrechts. Dabei werden die meisten 
~ntscheidun~en publiziert. J?ie UNIDROIT Principles werden demgegenüber ledig-
lich durch die knappe offizielle Kommentierung einheitlich konkretisiert und ihre 
hauptsächliche Anwendung in der Schiedsgerichtsbarkeit bleibt wegen der geringen 








Dazu auch BASEDOW, J., << Das BGB im künftigen europäischen Privatrecht: Der hybride Kodex» 
AcP 200 (2000), S. 445, 485. ' 
Si~he dazu Co~G, H., Handbuch der Quellen und Literatur de1· neueren europäischen 
Pnv':1trec~tsges~/11chte, Bd. III/J, München 1982, S. 4 f. und MONCH, J., « Strukturprobleme der 
K~d1fik~t1on », m: 0. BEHRENDS/W. SEL~ERT (Hrsg.), Der Kodifikationsgedanke und das Modell des 
Burger/1chen Gesetzbuchs (BGB}, Göttingen 2000, S. 147 ff. jeweils unter Hinweis auf die von 
l?TIENNE ~UMONT 1828 unter dem Titel De I 'organisation judiciaire et de /a codification veröffent-
lichte Schnft BENTHAMS. 
Siehe zum fehlenden umfassenden und einheitlichen Regelungsanspruch der EG etwa SCHllLTE-
NöLKE, H.l~CHULZE, R., <~ Ein~ng », in: H. SCHULT~-NÖLKE/R. SCHULZE (Hrsg.), Europäische 
Rechtsa'!gle,chung und nationale Pr!vatrechte, S. 11, 16; siehe zu kodifikatorischen Bestrebungen und 
Vorarbeiten aber auch noch unten bei III D. 
Siehe dazu Art. 5 Abs. I EGV sowie ergänzend Art. 5 Abs. 2 (Subsidiaritätsprinzip) bzw. Abs. 3 
(Verhältnismässigkei tsgrundsatz). 
In diesem Zusammenhang ist häufig von Pointillismus (z. B. HOMMELHOFF P. « Zivilrecht unter dem 
Einfluß europäischer Rechtsangle\chung », AcP 192 (199_2); S. 71, 102), M~saiktechnik (z. B. Bericht 
des Ausschusses für Recht und Bmnenmarkt des Europäischen Parlaments v. 6.11.2001 über die An-
näherung des Zivil- und Handelsrechts_ der Mitgliedstaaten, PE 308.471, S. 12) oder Insellösungen 
R
(z.dB. PFElFFER, T., «Auf dem Weg zu emem Europäischen Vertragsrecht», EWS 2004, S. 98, 101) die 
e e. 
Siehe ~azu näher JUNG, P., «Le droit prive communautaire face a Ja codification», Annuaire de Droit 
Europeeen 2004, S. 838, 842 ff.; Widersprüche werden inzwischen auch von der EU-Kommission 
anerkannt (siehe etwa die_ Mitteilung der Kommission zum Europäischen Vertragsrecht v. 11.7.2001, 
KOM(2001) 398 endg. bei Nr. 35 und Nr. 36 mit Fn. 18). .. 
Siehe dazu lediglich die Zusammenstellung von knapp 100 Entscheidungen in der UNIDROIT-Daten-
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B. Gemeinsamkeiten 
Die zahlreichen Unterschiede zwischen den UNIDROIT Principles und dem Ge-
meinschaftsprivatrecht dürfen aber auch nicht- den Blick auf ein paar bedeutsame 
Gemeinsamkeiten verstellen. 
So besteht zunächst eine gemeinsame Zielsetzung mit der Erleichterung des 
grenzüberschreitenden Wirtschaftsverkehrs durch Rech_tsvereinh~itlich~ng und 
Rechtsangleichung auf dem Gebiet des Privatrechts. Dab~i. haben sich beide Rege-
lungsgefüge gegen die nationalen Rechte und deren Traditionen durchzusetzen und 
können sich in dieser Aufgabe wechselseitig unterstützen. 
Das Gemeinschaftsprivatrecht und die UNIDROIT Principles fusse~ in den-
jenigen Bereichen, in denen sie sich räumlich und i1:111altlich überschneiden, auf 
gemeinsamen Quellen wie dem gemei11europäischen Pnvatrec~t und ~em UN-~auf-
recht. Zahlreiche Regelungen der UNIDROIT Principles weisen keme?- spe~afis~h 
handelsrechtlichen Regelungsgehalt auf. Deshalb konnten sich auch emerseits die 
Principles of European Contract Law Part I and 1~17 über weit~ Str_ecken an den 
UNIDROIT Principles von 19941s orientieren und sich andererseits die UNIDROIT 
Principles von 200419 sehr stark an den dritten Teil der Principles of European 
Contract Law20 anlehnen. 
Die UNJDROJT Principles und das Gemeinschaftsprivatrecht teilen schliess-
lich gemeinsame Bedürfnisse. Sie brauchen zu ihrer Schaffung und Anwendung 
eine internationale Rechtswissenschaft, die gemeinsame überstaatliche Systeme21 , 
Begriffe22 und Methoden2J entwickelt und praktiziert. 
II. Wege der Einflussnahme der UNIDROIT Principles auf das 
Gemeinschaftsprivatrecht 
Die UNJDROIT Principles beeinflussen das G~meinschaftsprivatrecht als Rechts-
geltungs-, Rechtserkenntnis- und Rechtsgewinnungsquelle.24 
A. Rechtsgeltungsquelle 
Rechtsgeltung im positivistischen Sinne können die UNIDRO~T Principles nach 










LANDO, 0./BEALE, H. (Hrsg.), Principles of European Contract Law. Parts I and II, Tue Hague 2000. 
UNIDROIT (Hrsg.), Principles of International Commercial Cdntracts, Rome 1994. 
UNIDROIT (Hrsg.), Principles of lnteniational Commercial ~o~tracts, Rome 2004. . 
LANDO, 0./CLIVE, E./PRUM, A./ZIMMERMANN, R. (Hrsg.), Prmc1ples of European Contract Law. Pa, t 
lII, The Hague 2003. ... h 
Siehe etwa für das Besondere Obligationenrecht BALDUS, C./SCHMIDT-KESSEL, M., « Das Europa1sc e 
Vertragsrecht und sein Typensystem», GPR ~0?5, S. 157 ff. ... . 
Nach Punkt 2.1.l der Mitteilung der Komm1ss10n an das E~ropa1sch~ Parlament u~d den Rat. Euro-
päisches Vertragsrecht und Überarbeitung des gemeinschafthc~en Besitzstand~ -weiteres '(orgehen -
vom 11.10.2004, KOM(2004) 651 endg. und Punkt 7 der offiziellen Ko~enherung zur Präambel der 
UP 2004, in: UNIDROIT (Hrsg.), Principles o.J lntemational_ Commerc,al Contracts, Rome 2004, 
S. 6 f. ist dies jeweils eine wichtige Funktion des Gemeinsamen Referenzrahmens bzw. der 
UNlDROIT Principles. . .. 
Siehe dazu etwa KRAMER, E. A., « Konvergenz und Internationalisierung der Juristischen Methode », 
in: C. MEIER-SCHATZ (Hrsg.), Die Zukunft des Rechts, Basel 1999, S. 71 ff. 
Zu dieser Terminologie CANARIS, C.-W. (Fn. 4), S. 8 ff. 
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Vereinbarung wird in den EU-Mitgliedstaaten herkömmlich allerdings nicht als eine 
kollisionsrechtliche Verweisung, sondern überwiegend als eine rein materiellrecht-
liche Bezugnahme auf die UNIDROIT Principles, die die zwingenden Normen des 
Vertragsstatuts unberührt lässt, verstanden.25 Hieran könnte sich in Zukunft jedoch 
insofern etwas ändern, als nach Art. 3 II des Vorschlags der EU-Kommission vom 
15.12.2005 für eine Verordnung über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzu-
wendende Recht (sog. Rom-I-Verordnung)26 künftig auch eine kollisionsrechtlic.he 
Wahl zugunsten von Grundsätzen und Regeln des materiellen Vertragsrechts mög-
lich sein soll, die auf internationaler oder ew-opäischer Ebene anerkannt sind. Hierzu 
zählt die Kommission in ihrer Begründung neben den Principles of European Con-
tract Law und einem etwaigen künftigen fakultativen EG-Instrument ausdrücklich 
auch die UNIDROIT Principles. 27 Damit könnten Vertragsparteien aus den Mit-
gliedstaaten die Principles insgesamt als Vertragsstatut wählen.28 
B. Rechtserkenntnisquelle 
In Bereichen, in denen die UNIDROJT Principles den auf breiter rechtsverglei-
chender Grundlage erarbeiteten gemeinsamen Nenner des Welthandelsvertrags-
rechts wiedergeben, kommt ihnen diesbezüglich ein besonderer Erkenntniswert zu. 
Aus diesem Grund wurden sie auch von der Lando-Kommission bei der Aus-
arbeitung der Principles of European Contract Law herangezogen, was neben einer 
teilweisen Personenidentität29 beider Gruppen und einem gegenläufigen Einfluss der 
European Principles Part III auf die UNIDROJT Principles 2004 im Ergebnis dazu 
führte, dass etwa zwei Drittel der European Principles, die als Vorbild für ein 
Europäisches Vertragsgesetzbuch gedacht sind,30 den UNJDROIT Principles ent-
sprechen und auch sonst kaum wesentlich abweichen.J 1 Die Erkenntnisfunktion ist 
auch der Grund für den zunehmenden Einsatz der UNIDROIT Principles im Rechts-









Siehe dazu etwa KROPHOLLER, J., Internationales Privatrecht, 5. Aufl., Tübingen 2004, S. 457 f.; a. A. 
ROTH W.-H., « Zur Wählbarkeit nichtstaatlichen Rechts», in: MANSEL, H. P. u. a. (Hrsg.), Festschrift 
fiir Erik Jayme, Bd. 1, München 2004, S. 757, 768 ff.; BOELE-WOELKI, K., « Die Anwendung der 
UNIDROIT Principles auf internationale Handelsverträge», IPRax 1997, S. 161, 170 f.; SCHILF, S., 
« UNIDROIT Principles 2004 - Auf dem Weg zu einem Allgemeinen Teil des internationalen 
Einheitsprivatrechts», IHR 2004, S. 236,244 f.; weitere Nachweise bei BONELL, M. J. (Fn. 1), S. 18. 
KOM(2005) 650 endg. 
Begründung zu KOM(2005) 650 endg., S. 5 f. 
K.rit. HERBER, R., « Lex mercatoria und Principles - gefährliche Irrlichter im internationalen 
Kaufrecht», IHR 2003, S. 1, 4 ff. 
Michael Joachim Bonei!, Ulrich Drobnig, Arthur S. Hartkamp, Oie Lando und Denis Talion gehörten 
zumindest teilweise beiden Kommissionen an. 
LANDO, 0./BEALE, H. (Hrsg.), Princip/es of European Contract Law, Part. I and II, The Hague 2000, 
S. XXIII. 
BONELL, M. J., « UNIDROIT Principles 2004 - The New Edition of the Principles of International 
Commercial Contracts adopted by the International Institute for the Unification of Private Law », 
Unif.L.Rev. 9 (2004), S. 5, 33 ff.; zu einer Synopse BONELL, M. J.IPELEGGI, R., « UNIDROIT 
Principles of International Commercial Contracts and Principles of European Contract Law: A 
Synoptical Table », Unif.L.Rev. 9 (2004), S. 315 ff.; speziell zu einem Vergleich der 2004 in die 
UNIDROIT Principles aufgenommenen Materien (Verjährungsrecht, Aufrechnung, Abtretung, Schuld-
übernahme, Vertragsübertragung, Stellvertretung, Ve1trag zugunsten Dritter) ZIMMERMANN, R., « Die 
Unidroit-Grundregeln 2004 der internationalen Handelsverträge in vergleichender Perspektive », ZEuP 
2005, s. 264, 269 ff. 
Siehe zu diesem möglichen Anwendungsgebiet der Principles die offizielle Kommentierung in: 
UNIDROIT (Hrsg.), Principles of International Commercial Contracts, Rome 2004, S. 7; ferner 
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Für den Gesetzgeber und Anwender des Gemeinschaftsrechts ist der_ Er-
kenntniswert der UNIDROIT Principles jedoch gemindert, da ihr räumlicher 
Anwendungsbereich über Europa hinausreicht und die Herkunft der Grundregeln 
bzw. die rechtsvergleichenden Vorarbeiten nicht offen gelegt werden, so dass der 
Gesetzgeber oder Anwender von Gemeinschaftsrecht nicht einfach feststellen k~, 
ob eine UNIDROIT-Grundregel ganz oder zumindest im Kern auch gemem-
europäisches Privatrecht widerspiegelt. Als Rechtserkenntnisquelle sind insowe_it 
die Principles of European Contract Law ergiebiger, da dies_e auch über die 
Herkunft der Grundregeln bzw. die rechtsvergleichenden Vorarbeiten Rechenschaft 
geben. 
C. Rechtsgewinnungsquelle 
Als Rechtsgewinnungsquelle, d. h. als Argument in der rechtliche~ Diskussion, 
werden die UNIDROIT Principles insofern eingesetzt, als man bei der Gesetz-
gebung oder Rechtsanwendung argumentativ auf sie verweist und sich auf_ die~e 
Weise an ein Modell anlehnt oder sich die Autorität zunutze macht, die die 
Principles als Ausdruck des gesammelten rechtsvergleichenden Erfahrungsschatzes 
einerseits und als Prognose über den Inhalt eines künftigen Welthandelsvertrags-
rechts andererseits aufweisen. In der Version von 2004 wird diese in der Schiedsge-
richtsbarkeit schon länger zu beobachtende33 Funktion der Principles als Re~htsge-
winnungsquelle nun auch auf die Auslegung und Ergänzung von nationalen 
Rechtsregeln erstreckt. 34 
1. Modellgesetz für den Gemeinschaftsgesetzgeber 
Selbst wenn dies in der Präambel von 2004 nach wie vor nicht eiwähnt wird, so 
können die UNIDROIT Principles durchaus auch dem supranationalen Gesetzgeber 
des Gemeinschaftsprivatrechts als Vorbild dienen, zumal die in de~ Präambel 
aufgeführten Anwendungsmöglichkeiten in der offiziell~n Ko~en~ierung aus-
drücklich als nicht abschliessend bezeichnet werden.35 Die Vorbildwirkung kann 
sich dabei nicht nur auf das Vorhandensein und die Ausgestaltung einzelner Regeln 
und ihre systematische Anordnung, sondern auch auf die Begrifflichkeit ~d den 
sprachlichen Ausdruck beziehen. Nicht umsonst erwähnt nunmehr auch die offi-
zielle Kommentierung der UNIDROIT Principles 2004 den Modellcharakter der 







K!ENINGER, E.-M., « Europäisches Vertragsrecht in der L~hre .- ~ericht über die Podiumsdisk~~s~on », 
in: J. BASEOOW (Hrsg.), Europäische Vertragsrechtsveremhezthchung und cfeufsch~ Recht, Tub_mgen 
2000, S. 215 ff.; vgl. dazu auch etwa die Aufnahme einiger _UNIDROIT ~rmc1ples_ I? das auch.~? der 
2. Aufl. von 2003 weiterhin als ,.case book" für den akademischen Untemcht konz1p1erte Europa1sche 
Obligationenrecht von FILIPPO RANIERI. . . 
Siehe dazu etwa BRÖDERMANN, E., « Die erweiterten UNIDROIT Pnnctples 2004 », RIW 2004, 
S. 721,729 m.w.N. 
Abs. 6 der Präambel UP 2004. 
UNIDROIT (Hrsg.), Principles of International Commercial Contracts,_ R~me 2004, S. 7 • . 
Der nach der offiziellen Kommentierung in UNIDROl1: (H_rsg.), [!rmc1ples of Internatwnal C~m-
mercial Contracts, Rome 2004, S. 7 für die Vertragsparteien msowe1t gegebene Modellcharakter lässt 
sich auch auf den Gesetzgeber übertragen. 
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Soweit ersichtlich, nehmen die gemeinschaftsrechtlichen Regelungen aber 
auch in ihren Erwägungsgründen keinen ausdrücklichen Bezug auf die UNIDROIT 
Principles. Dies schliesst die Möglichkeit einer uneingestandenen stillen Einwir-
kung oder auch einer indirekten Wirkung über die in grossen Teilen vergleichbaren 
Principles of European Contract Law freilich nicht aus. 
Dennoch ist die Vorbildwirkung der UNJDROIT Principles wiederum aus 
mehreren Gründen gemindert. Der erste Grund liegt in den unterschiedlichen inhalt-
lichen Schwerpunkten beider Regelungsgefüge. Wenn bereits den Principles of 
European Contract Law vorgeworfen wird, dass diese dem Anliegen des Verbrau-
cherschutzes zu wenig Rechnung trügen37, so gilt dies erst recht für die auf 
Handelsverträge zugeschnittenen UNIDROIT Principles. Hier ergibt es sich zu-
nächst aus der Natur der Sache, dass sich der Gemeinschaftsgesetzgeber nicht oder 
kaum für Regelungen über die Währung38 oder über Zeitzonen39 interessiert. 
Verschiedene Regelungen der durch das internationale Handelsrecht geprägten 
UNIDROIT Principles40 sind zudem unvereinbar mit den Verbraucherschutzan-
liegen des Gemeinschaftsrechts.41 Dies gilt etwa für die Regelungen über die 
diversen Widerrufsrechte und das Recht der Allgemeinen Geschäftsbedingungen. So 
kennen die UNIDROIT Principles entgegen der RL 93/13/EWG42 keine allgemeine 
Inhaltskontrolle von AGB, sondern nur ein Verbot von grob unredlichen Haftungs-
ausschlussklauseln (Art. 7.1.6 UP 1994/2004) und die Möglichkeit zur Herab-
setz~ng von stark überhöhten Vertragsstrafen (Art. 7.4.13 Abs. 2 UP 1994/2004). 
Im Ubrigen finden sich lediglich teils über die EG-Richtlinie hinausgehende Rege-
lungen zur Einbeziehung von AGB in den Vertrag (Art. 2.1.19 ff. UP 2004), die die 
Unwirksamkeit überraschender Klauseln, den Vorrang von Individualvereinbarun-
gen und das Problem kollidierender AGB betreffen, sowie eine allgemein formu-
lierte, aber vor allem im Bereich der AGB relevante contra-proferentem-Regel 
(Art. 4.6 UP 1994/2004).43 
Zweitens müssen die bestehenden bzw. auszuarbeitenden allgemeinen schuld-
rechtlichen Regelungen des Gemeinschaftsprivatrechts nicht allein dem Vertrags-
recht, sondern auch dem ausservertraglichen Schuldrecht und weiteren Gebieten des 
Privatrechts gerecht werden. Hier zeigt sich die praktische Konsequenz des einer-
seits auf das Handelsvertragsrechts beschränkten Regelungsauftrags an die UNI-









MICKLIT~, H.-W., « Verbraucherschutz in den _Grundregeln des Europäischen Vertragsrechts», 
ZVglRWzss 103 (2004), S. 88 ff.; ERNST, w_., ~< Dte Verpflichtu~g zur Leistung in den Principles of 
European Contract Law und m den Pnnc1ples of Intemat1onal Commercial Contracts », in: 
J. BASEDOW (Hrsg.), ~uropäische Ve_rtragsrecht~ver<;inheitlichung und deutsches Recht, Tübingen 
2000, S. 129, 156 f.; siehe dazu allerdmgs auch die Liste der verbraucherschiltzenden Normen in den 
Principles o/Europea11 Contract Lawbei BONELL,M. J. (Fn. 31), S. 34 f. 
Art. 6.1.9 und Art. 8.2 UP 1994/2004. 
Art. 1.12 Abs. 3 UP 2004. 
Siehe zu einer Liste der typisch handelsrechtlichen Regelungen der UNIDROIT Principles BONELL 
M. J. (Fn. 31), S. 35. ' 
Vgl. d~u auch yi'IL_HELMSSON, T., « International Lex Mercatoria and Local Consumer Law: an 
Impossible Combmahon? », Unif.L.Rev. 8 (2003), S. 141 ff. 
RL 93/13/EWG des Rates v. 5.4.1993 über mißbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen, ABL 
L 95 v. 21.4.1993, S. 29. 









Schliesslich trägt die bereits erwähnte typische Genese gemeinschafts-
rechtlicher Normen nicht gerade zu einer besonderen Beachtung der rechtsverglei-
chenden Vorarbeiten von UNIDROIT und ihres Ergebnisses in Gestalt der Prin-
ciples bei. 
2. Auslegungs- und Argumentationshilfe für den Anwender von Gemein-
schaftsprivatrecht 
Einigermassen ernüchternd fällt die Bilanz auch im Bereich von Rechtsprechung 
und Lehre aus. Soweit ersichtlich hat der EuGH bislang kein einziges Mal auf die 
UNIDROIT Principles Bezug genommen. Sie teilen dieses Schicksal allerdings 
offenbar mit den Principles of European Contract Law. Der typischerweise knappe 
Urteilsstil des EuGH ist hierfür keine hinreichende Erklärung, zumal auch in den 
ausführlicheren und bisweilen rechtsvergleichende Ausführungen enthaltenden 
Schlussanträgen der Generalanwälte bislang nur einmal ausdrücklich auf die UNI-
DROIT Principles Bezug genommen wurde.44 In der Lehre wird den Principles in 
allgemeiner Form zwar eine grosse Aufmerksamkeit zuteil, doch werden sie nur 
selten zur Auslegung konkreter Gemeinschaftsregelungen herangezogen. 45 
III. Gemeinschaftsrechtliche Objekte des Einflusses der 
UNIDROIT Principles 
Abschliessend soll noch ein Blick auf die möglichen Objekte und damit letztlich 
auch die Inhalte eines Einflusses der UNIDROIT Principles auf das Gemein-
schaftsprivatrecht geworfen werden. 
A. Bestehendes Sekundärrecht 
Wie bereits erwähnt, hat sich der Gemeinschaftsgesetzgeber bei der Schaffung des 
bestehenden Sekundärrechts offenbar nicht von den UNIDROIT Principles beein-
flussen lassen. Dennoch könnte sich die Auslegung von Richtlinien und Verord-
nungen in vielerlei Hinsicht an den Principles orientieren. Denkbare Objekte wären 
namentlich (in zeitlicher Reihenfolge) die Haustürgeschäfte-Richtlinie46, die Han-









Siehe dazu die Bezugnahme auf Art. 2.15 UP 1994 Getzt Art. 2.1.15 UP 2004) in Ziff. 55 der Schluss-
anträge des GA GEELHOED, abgedruckt in EuGH v. 17.9.2002 Rs. C-334/00, Slg. 2002, I-7357 (HWS), 
um eine vorvertragliche Haftung im Falle des ungerechtfertigten Abbruchs von Vertragsver-
handlungen und die deliktische Natur entsprechender Schadenersatzansprüche zu begründen. 
Eines der seltenen Beispiele findet sich bei BIANCA, C. M., in: S. GRUNDMANN/C. M. BIANCA (Hrsg.), 
EU-Kaufrechtsrichtlinie - Kommentar, § 3 Rn. 81, der sich unter Hinweis auf Art. 7.1.3 der 
UNIDROIT Principles für ein Zurückbehaltungsrecht auch im EG-Kaufrecht ausspricht, obwohl Art. 3 
der Verbrauchsgüterkauf-RL ein solches Recht dem Käufer auch bei gravierenden Sachmängeln nicht 
ausdrücklich zubilligt. 
RL 85/577/EWG des Rates v. 20.12.1985 betreffend den Verbraucherschutz im Falle von außerhalb 
von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen, ABI. L 372 v. 31.12.1985, S.31. 
RL 86/653/EWG des Rates v. 18.12.1986 zur Koordinierung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten betreffend die selbständigen Handelsvertreter, ABl. L 382 v. 31.12.1986, S. 17. 
RL 87/102/EWG des Rates v. 22.12.1986 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über den Verbraucherkredit, ABl. L 42 v. 12.2.1987, S. 48, geändert durch RL 
90/88/EWG und RL 98/7/EG; siehe ausserdem zur aktuellen Änderungsdiskussion den letzten 
Vorschlag der Kommission v. 7.10.2005 KOM(2005) 483 endg. (Text abrufbar unter http://eur-
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di_e P_a~scha~eise-Richtlinie50, die Überweisungs-Richtlinie51, die Fernabsatz-
~chthme52, die Verbrauchsgüterkauf-Richtlinie53, die Richtlinie über den elektro-
mschen Geschäftsverkehr54, die Zahlungsverzugs-Richtlinie55 die Richtlini "b 
d F b F' . , euer 
~n erna sa~ von manz~ens~le~stungen56 und die Fluggastverordnung57_ An 
dieser Stelle ko~e_n nur zwei Be1sp1ele :für die interpretatorische Hilfsfunktion der 
UNIDROIT Prm~zples gegeben werden. So könnte etwa die unterschiedliche 
Auslegung der diversen Schadensbegriffe der EG-Richtlinien in den Mitglied-
s~aate?5~ dadurc~ vereinheitlicht werden, dass Rechtsprechung und Lehre insoweit 
emhe1thch auf die Regelung der Art. 7.4.1 UP 1994/2004 zurückgriffen. Die weite 
Auslegung von Art. 5 RL 90/314/EWG im Sinne eines Ersatzes auch des aufgrund 
e~tgangener Urlaubsfreuden entstandenen immateriellen Schadens könnte dann 
mcht nur auf Art. 13 ~es sach~~ch e~schlägigen, aber nur von wenigen Staaten 
geschloss~nen Internationalen Ubereinkommens über Reiseverträge (CCV) vom 
23.4.1970 9, sondern darüber hinaus a~f Art. 7.4.2 Abs. 2 UP 1994/2004 gestützt 
werden. Auch zur Auslegung des Begriffs der ,,höheren Gewalt" in Art 9 der RL 
97 /5/EG60 könnte ergänzend auf die force-mqjeure-Regelungen in Art· 7 1 7 UP 














lex.europa.eu/LexUriServ/site/de/com/2005/com2005 _ 0483de0 l .pdf; besucht am 11.7.2006). ~i~:~3/~Y~
3
~eJ. ~;~es v. 5.4.1993 über mißbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen, ABI. 
RL 90/314/EWG des Rates v. 13.6.1990 über Pauschalreisen, ABI. L 158 v. 23.6.1990, s. 59. 
97/~/EG des Europäischen Parlaments und des Rates v. 27.1.1997 über grenzübersch 't d 
Uberwe1sungen, ABl. L43 v. 14.2.1997, s. 25 _ re1 en e 
V
RLrt97/7/EbG hdl~s Eur<;>päischen Parlaments und des Rates v. 20.5.1997 über den Verbraucherschutz bei 
e ragsa sc üssen 1m Fernabsatz, ABI. L 144 v. 4.6.1997, S. 19. 
RL 1999/44/~G des Europäischen Parlaments und des Rates v. 25.5.1999 zu bestimmten As ekten des 
Verbrauchsguterkaufs und der Garantien für Verbrauchsgüter, ABl. L 171 v. 7.7.1999, s. 12: 
RL 2000/3 l/E9 des Europäisch~n Parlaments und des Rates v. 8.6.2000 über bestimmte rechtliche 
~spBe~te der Dk1enste 
1
der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs 
1m mnenmar t,AB .L 178v.17.7.2000,S. l. ' 
RL 2000/35/EG_ des Eur~päischen Parlaments und des Rates v. 29.6.2000 zur Bekäm fun 
Zahlungsverzug tm Geschaftsverkehr, ABI. L 200 v. 8.8.2000, s. 35_ P g von 
200~/65/E9 des Europäischen Parlaments urid des Rates v. 23.9.2002 über den Fernabsatz von 
Fmanz_d1e11~t~e1stungen an Verbraucher und zur Anderung der Richtlinie 90/619/EWG des Rates und 
der R1chthruen 97/7/EG und 98/27/EG, ABl. L 271 v. 9.10 2002 S 16 änd rt d · h RL 
2005/29/EG, ABI. L 149 v. 11.6.2005, S. 22. · ' · ' ge e mc 
VO EG/261/2004 de~ Europäischen Parlaments. und des Rates v. 11.2.2004 über eine gemeinsame 
Re8~u?Ä für tusgle1chs- und Unterstützungsleistungen für Fluggäste im Fall der Nichtbeförderung 2:~19f:1X~\~~~ ~~e{l~~f;o4~tetung von Flügen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) 
Siehe _diesem seit l~~gerem erkannten Problem etwa die Nr. 36 mit Fn. 18 der Mitteilun der 
1<:omm1ss1~n zum Europaischen Vertragsrecht v. 11.7.2001, KOM(2001) 398 endg. g 
Siehe zu emer Bezugnahme auf dieses ebenfalls von UNIDROIT initiierte Überein.kommen Ziff 39 
der Schlussanträge d~s GA T~ZANO v. 20.9.2001 zum Urteil des EuGH v. 12.3.2002 Rs. C-168ioo f;;~J~f i lJ~i66)~unone Lettner), veröffentlicht unter http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/form.pl? 
In~-. 9 RL 97/~/EG _we_rden die _Gründe höherer Gewalt als ,.ungewöhnliche und unvorhersehbare 
Ere1gmsse, auf die de1Jemge, der sich auf höhere Gewalt beruft, keinen Einfluß hat und deren Fol 
trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden können" umschrieben. gen 
Nach_~: 7.1.7 Abs. I UP 1994/2004 wird die Nichterfüllung einer Partei entschuldigt, wenn sie 
beweist, that the non-performance was due to an impediment beyond its conhYJI and that it could not 
reasonably be expected ~o have taken the impediment into account at the time of the conclusion of th 
contract or to have avo1<fe_d or overcome it or its consequences". Art. 7.1.7 Abs. 2-4 UP 1994/200! 
e~thalten zudem ko_nkr~t1S1erend_e und ergänzende Regelungen zu vorübergehenden Leistun shinder-






B. Allgemeine Rechtsgrundsätze des Gemeinschaftsprivatrechts 
Ein zweiter Einflussbereich sind die allgemeinen Rechtsgrundsätze, die der EuGH 
in den vergangenen Jahren einigen Entscheidungen zum Primär-
62 
und Se~undär-
recht63 zugrunde gelegt bat. Hier bestehen enge Bezugspunkte zu den gleichfalls 
diese Grundsätze widerspiegelnden UNIDROIT Principles. So könnte etwa das um-
strittene64 Verbot der mißbräucblicben Berufung auf Normen des Gemeinschafts-
rechts, das mit den gesellscbaftsrecbtlicben Entscheidungen Kefalas und Diamantis 
erstmals als allgemeiner Grundsatz des Gemeinschaftsrechts und dies auch für den 
Bereich des Richtlinienrechts etabliert wurde65, zusätzlich abgestützt werden. Aus-
serdem könnten die Principles zur Konkretisierung der allgemeinen Rechtsgrund-
sätze des Gemeinschaftsprivatrechts herangezogen werden.66 
C. Methode, Sprache und Begrifflichkeit 
Ein weiterer Gegenstand des Einflusses könnten schliesslich noch die Methode, die 
Sprache und die Begrifflichkeit des Gemeins~haftsprivatrec~ts sein. ~ethodiscbe 
Einflüsse wären in der Diskussion um die gememscbaftsrecbthchen Optionsregelun-
gen, die einheitliche autonome Auslegung und die Vertragsauslegung denkbar.
67 
Das Gemeinschaftsrecht könnte zudem Anregungen für eine knappe Darstellung 
und neutrale Begrifflichkeit erhalten. Mögliche Beispiele hierfür wären die Defini-
tionen der Begriffe ,,notice" (Art. 1.10 UP 2004) und ,,writing" (Art. 1.11 UP 2004) 










Siehe zum Rechtsmissbrauchsverbot etwa EuGH v. 3.12.1974, Rs. C-33/?4, Slg. 1974, 1~9~, Rz. 13 
(Van Binsbergen); eingehend OTTERSBACH, K., 1!--echtsmiß.brau~h bez den_ Gru11dji·e1he1ten des 
Europäischen Binnenmarkts, Baden-Baden 200 l; siehe speziell für den Bereich des Gesellschafts-
rechts EuGH v. 9.3.1999, Rs. C-212/97, Slg. 1999, I-1459, Rz. 23 ff. m.w.N. (Centros) und EuGH Y· 
30.9.2003 Rs. C-167/01 (Jnspire Art), NJW 2003, 333 l = AG ~003, 68~, Rz. 136 ff., _ _wo~ach ~he 
Ausübung der Niederlassungsfreiheit auch dann nicht rechtsm1ssbräuchhch bzw:. betrugensch 1st, 
wenn damit gezielt einem als strenger angesehenen Recht aus dem Weg gegangen wird. 
Siehe zum Rechtsmissbrauchsverbot bei Verordnungen etwa EuGH v. 21.6.1988, Slg. 1988, 3161, 
Rz. 43 (Lair). 
Vgl. dazu etwa noch ausdrücklich ablehnend GA TESAURO, Rs C-367/96, Slg. 1998, 1-2843 Rz. 18 ff. 
(Kefalas). 
EuGH v. 12.5.1998, Rs C-367/96, Slg. 1998, 1-2843, Rz. 20 (Kefalas) und EuGH v. 2~.3.2000, Rs C-
373/97, Slg. 2000, 1-1705, Rz. 33 (Diamantis): ,,is~ die miß1?räuchli~he ~der betrügensc~e Beru_f~g 
auf Gemeinschaftsrecht nicht gestattet"; ausdrücklich für die Qualifikation als allgememes Pnnzip 
auch GA LA PERGOLA, Rs. C-212/97, Slg. 1999, 1-1459, Rz. 20 (Centros); dazu auch SCHMIDT-
KESSEL M. « Rechtsmissbrauch im Gemeinschaftsrecht- Folgerungen aus den Rechtssachen Kefalas 
und Dii:rna~tis », Jahrbuch Junger Zivilrechtswissenschaft/er, Prinzipien des Privat,:echts und R_echts-
vereinheitlichung (2000), S. 61, 70 f. und 79 f. sowie FLEISCHER, H., « Der Rechtsm1ßbrauch zwis~hen 
Gemeineuropäischem Privatrecht und Gemeinschaftsprivatrec~t », JZ 2003, S. 865, __ ~68 ff.; zurü~k-
haltender ZIMMERMANN, A., Das Rechtsmissbrauchsverbot 1111 Recht der Europazschen Gemem-
schaften, Münster 2002, S. 202 ff. . . 
So auch für die Principles of European Contract La~ BA~ED_ow, J. ~~n: 10), S. 464 f., der insoweit 
zugleich die fehlende_ Bez:ugnahm~ des ~uGH auf die Pru~~ipl~s knt1sie~; generell zur Be~eutu!}g 
vergleichender und histonscher Sichtweisen für dB:5 Verstandms all~ememer Rech~-~rundsätz~ im 
Gemeinschaftsprivatrecht SCHULZE, R., « Allgememe Rechtsgrundsatze und europaisches Pnvat-
recht », ZEuP 1993, S. 442, 454 ff. 
Siehe dazu Art. 1.5, 1.6 und 4.1 ff. UP 1994/2004. 
Art. 11 Abs. l RL 2000/3 l/EG des Europäischen Parlaments und des Rates v. 8.6.2000 über best\mmte 
rechtliche Aspekte der Dienste der Infonnationsgesellschaft, insbesondere des elektromschen 
Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt, ABI. L 178 v. 17.7.2000, S. 1. 
EINFLUSS AUF DAS GEMEINSCHAFTSPRIV ATRECHT 
bzw. die Haustürgeschäfte-Richtlinie69 oder der Begriffe ,,standard terms" (Art. 
2:1.~9 ~bs. 2 UP 2004) bzw. ,/01:_ce majeure" (Art. 7.1.7 Abs. 1 UP 1994/204) 
hmstchthch der Klausel-70 bzw. Uberweisungsrichtlinie7t. Auch der Begriff der 
Principles selbst, der längst nicht mehr nur Grundsätze, sondern auch Regeln 
umfasst, könnte an die Stelle technischer Begriffe wie ,,Gemeinsamer Referenz-
rahmen" oder ,,optionales Instrument" treten. 
D. Gemeinsamer Referenzrahmen und künftiges EuZGB 
Die grösste Bedeutung dürfte den UNIDROIT Principles aktuell bei der Ausar-
beitung des Gemeinsamen Referenzrahmens zukommen. 12 Dabei soll es sich um 
,,ein der Öffentlichkeit zugängliches" Dokument handeln, das den Gemeinschafts-
organ~n helfen soll, eine kohärente Ausgestaltung der geltenden und künftigen 
Gememschaftsvorschriften im Bereich des europäischen Vertragsrechts zu 
gewährleisten"73. Er_hofft _wird auch eine Ausstrahlungswirkung auf die Rechtspre-
chung des EuGH, die nationale Gesetzgebung der Mitgliedstaaten, die private Ver-
tragsgestaltung und die Schiedsgerichtsbarkeit. 14 Der Referenzrahmen ist zudem 
erster ~usdruck der aktuellen Bemühungen der EU-Kommission um ein allgemeines 
E~?paisches Vertr~gsre~ht75 bzw. Vermögensrecht76 oder gar ein Europäisches 
Ztvllgesetzbuch77, die seit geraumer Zeit mehr oder minder ausgesprochen auf der 
Agenda der Europäischen Union stehen. Die von der EU-Kommission mit dem Ak-
tionsplan für ein Europäisches Vertragsrecht im Jahre 2003 eingeleiteten Arbeiten 
laufen derzeit auf Hochtouren. 
Die Arbeiten am Gemeinsamen Referenzrahmen weisen einige Parallelen zu 










Art. 4 RL 85/577/EWG des Rates v. 20.12.1985 betreffend den Verbraucherschutz im Falle von 
außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen, ABI. L 372 v. 31.12.1985, S. 31. 
Art 3 Abs. 2 RL 93/13/EWG des Rates v. 5.4.1993 über mißbräuchliche Klauseln in Verbraucher-
verträgen, ABI. L 95 v. 21.4.1993, S. 29. 
Art.~ RL ~_7/5/EG_ des Europäischen Parlaments und des Rates v. 27.1.1997 über grenzüber-
schreitende UbeIWeisungen, ABI. L 43 v. 14.2.1997, S. 25. 
Siehe. zum aktuellen Stand der Arbeiten die Infonnationen unter http://ec.europa.eu/consumers/ 
cons_mt/safe_shop/fair_bus_pract/cont_law/index_de.htm (11.7.2006). 
Mitteilung der K?1nmis~ion an das Europäische Parlament und den Rat: Ein kohärenteres europäisches 
Vertragsrecht- em Aktionsplan-vom 12.2.2003, KOM(2003) 68 endg. 
Siehe .. ~unkt 2.1.2 der Mitteilung __ der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat: 
Europaisches Vertragsrecht und Ube~arbeitung des gemeinschaftlichen Besitzstands - weiteres 
Vorgehen-vom 11.10.2004, KOM(2004) 651 endg. 
Siehe -~azu nur die Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament zum 
f:uropa1schen Vert~~gsrecht vom 11.7.2001, KOM(~00l) 398 endg. und die Mitteilung der Kommis-
s10n_ an das Europaische Parlament und den Rat: Em kohärenteres europäisches Vertragsrecht - ein 
Aktionsplan - vom 12.2.2003, KOM(2003) 68 endg. 
So ~-ie weiter reicl~e!lde Forderung des Europäischen Parlaments in der Resolution betreffend die 
Ann_aherung des ZlVll- und Handeisrec~ts _der Mitgliedstaaten, C5-0471/2001 - 2001/2187 (COS); 
zustimmend etwa V. BAR, C., « Die Mitteilung der Europäischen Kommission zum Europäischen 
Vei:tra&srecht », ZEuP 2001, S. 800 ff. und WITZ, C., « Plaidoyer pour un code europeen des 
obhgations », D. 2000.chron., S. 79, 83. 
Siehe dazu die Entschliessungen des Europäischen Parlaments, A2-157/89 (1989), ABI. C 158 v. 
26.6.1989, S. 400 und A3-0329/94 (1994), ABI. C 205 v. 25.7.1994, S. 518; siehe ferner die Punkte 28 
und ~9 de~ Schlussfo;gerunge_n des E~oI?äischen Rates von Tampere am 15./16.10.1999 (SI 1999, 
800), ~ffiz1ell dementierend dte Kommissmn ~nter Punkt 2.3 der Mitteil~!tg der Kommission an das 
Europ~1sche Pai:Iament und ~en Rat: Europäisches Vertragsrecht und Uberarbeitung des gemein-
schaftlichen Besitzstands-weiteres Vorgehen -vom 11.10.2004, KOM(2004) 651 endg. 
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lage umfassender Forschungsarbeiten erstellt wird, wobei allerdings auch noch die 
Interessengruppen intensiv einbezogen werden. 78 Der GRR . soll neben 
Sonderregelungen für Kauf- und Versicherungsverträge das allgememe Vertrags-
recht unter Einbeziehung der Schuldner- und Gläubigermehrheit, der Schuld- und 
Vertragsübernahme sowie der Verjährung enthalten79. Mögliche~~is~ ko~t es 
auch noch zu einer Einbeziehung des Bereicherungs- und Mobiharsicherheiten-
rechts. Inhaltlich geht es dem Referenzrahmen um die Vereinheitlichung der . ge-
meinschaftsprivatrechtlichen Grundbegriffe und die Bereitstellung allgememer 
hr"ft 80 Grundregeln des Vertragsrechts unter Einschluss von Mustervorsc i en. . 
Angesichts des Bekenntnisses der Kommission,. dass sie _da_s Rad m~~t _neu 
erfinden wolle81 mag es allerdings erstaunen, dass die Kommission als moghche 
Quellen des Referenzrahmens ausdrücklich nur die Re~hte der Mitgliedstaate~, den 
acquis communautaire und die verbindlichen _internationalen Re~ht~texte wie n~-
mentlich das CJSG erwähnt, nicht jedoch die UNJDROIT Prznczples oder die 
Principles of European Contract Law.82 Zwar sind auch ,,andere vorh~dene Mate-
rialien" von Bedeutung, doch wird deren Berücksichtigung ausdrücklich ~ter den 
Vorbehalt gestellt, dass ,,gewährleistet wird, dass der GRR den EU-spezifischen 
Anforderungen gerecht wird".83 Noch unklar ist, ob der Ref~renzr~e~, der 
erstmals 2007 publiziert werden und dann ab 2009 gelten soll, nur mtern für die Ge-
meinschaftsorgane massgeblich sein oder aber als Empfehlung bzw. Verordnung der 
Gemeinschaft in Kraft treten wird. 84 Als von der Gemeinschaft autorisierter Rechts-
akt könnte der Referenzrahmen eher zum Gegenstand einer kollisionsrechtlichen 
Rechtswahl gemacht werden. 
Was die weiteren Arbeiten an einem Europäischen Vertragsrechtswerk, von 
der EU-Kommission etwas sperrig als ,,nicht sektorspezifische Massnahme" oder 
,,optionales Instrument" bezeichnet85, anbetrifft, so hat immerhin der_ Europäische 










Siehe Punkt 3.1.2 der Mitteilung .. der Kommission an das. Europä_ische Parl~ment und den. Rat: 
Europäisches Vertragsrecht und Uberarbeitung des gememschafthch~n Besitzstands - :,ve1~eres 
Vorgehen - vom 11.10.2004, KOM(2004) 651 endg.; zur aktuellen Liste der CFR-Net-Mttgheder 
http:/ /ec.europa.eu/consumers/cons _ int/safe _ shop/fair _ bus _pract/cont_law/cfr _ net_members _ en. pdf 
(11.7.2006). . . . . 
Siehe zum geplanten Regelungsbereich den Anhang I der M1tt~Jlung de~ Komn11ss1on _an das ~uro-
päische Parlament und den Rat: Europäisches Vertragsrecht und Uberarbe1tung des gememschafthchen 
Besitzstands - weiteres Vorgehen - vom 11.10.2004, KOM(2004) 651 endg. 
Siehe Punkt 3.1.3 der Mitteilung der Kommission an das Eur_opäische :arlament un~ den Rat: 
Europäisches Vertragsrecht und Überarbeitung des gemeinschaftlichen Besitzstands - weiteres Vor-
gehen - vom 11.10.2004, KOM(2004) 651 endg. . .. 
Ziff. 66 der Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat: Em koharenteres 
europäisches Vertragsrecht- ein Aktionsplan -vom 12.2.2003, KOM(2003) 68 endg. 
Siehe dazu Punkt 3.1.3 der Mitt~llung der Kommission ~n das E?ropäisch~ Parlament un? den Rat: 
Europäisches Vertragsrecht und Uberarbeitung des gememschafthchen Besitzstands-· weiteres Vor-
gehen-vom 11.10.2004, KOM(2004) 651 endg. 
Siehe dazu Punkt 3.1.3 der Mitte_llung de~ Kommission~ das E?ropäisch~ Parlament un~ den Rat: 
Europäisches Vertragsrecht und Uberarbeitung des gememschafthchen Besitzstands - weiteres Vor-
gehen-vom 11.10.2004, KOM(2004) 651 endg. 
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EINFLUSS AUF DAS GEMEINSCHAFTSPRIVATRECHT 
Vertragsrechtsvereinheitlichung ausgesprochen und betont, dass sich ein 
notgedrungenes Voranschreiten auf europäischer Ebene nur in enger Abstimmung 
mit den internationalen Projekten von UNIDROIT und UNCITRAL vollziehen 
dürfe.86 
IV. Schlussbemerkung 
Angesichst des an dieser Stelle nur umrissenen potentiellen Nutzens der UNIDROIT 
Principles für das Gemeinschaftsrecht muss man bedauern, wie wenig die Gemein-
schaft dieses Potential in der Praxis offenbar ausnützt. Es mag sein, dass der acquis 
communautaire bereits die kritische Masse erreicht hat, um aus sich selbst heraus als 
Grundlage einer System-, Prinzipien- und Regelbildung für ein künftiges euro-
päisches Privatrecht zu dienen.87 Dennoch sollten die UNIDROIT Principles, die zu 
den wenigen erfolgreichen Projekten der internationalen Rechtsvereinheitlichung 
zählen88, unbedingt auch im Gemeinschaftsprivatrecht als Massstab und Modell 
Berücksichtigung finden. In ihnen sind nämlich Grundsätze für internationale Han-
delsverträge niedergelegt, die entweder den nationalen Rechtsordnungen gemein 
sind oder von neutralen Rechtsvergleichem als die beste Regelung innerhalb oder 
vor dem Hintergrund eines erheblichen Vorrats an Lösungen betrachtet wurden89. 
Die Gemeinschaft könnte sich also den gesammelten rechtsvergleichenden Sach-
verstand der Principles und ihre Kompromisslösungen90 zwischen droit ecrit und 
common law zunutze zu machen und damit zugleich die Anschlussfähigkeit des 
eigenen Partikularrechts an globale Entwicklungen sicherstellen bzw. die Gefahr 
eines ,,unerleuchten Regionalismus ... , der aus Freude an einer engeren Gemein-
samkeit die Entwicklung in der übrigen Welt ignoriert"91, bannen. Die Gemein-
schaft, die sich von nationalen Rechtstraditionen lösen muss, vermiede eine Recht-
setzung ex nihilo, wenn sie in Gestalt der Principles an das bisherige gemeinsame 
Rechtsdenken anknüpfen würde. Darüber hinaus wäre es von Vorteil, wenn die 
Verbraucherschutzlastigkeit des acquis communautaire etwas durch handelsrecht-
liche Grundregeln ergänzt und ausgeglichen werden würde92• Die künftige gemein-
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europakompatible Gesetzgebung93 nur dann von den UNIDROIT Principles abwei-
chen, wenn es hierfür wie etwa im Bereich der AGB-Kontrolle tragfähige Gründe 
gibt. Schliesslich könnte ein verstärkter Einfluss von UNIDROIT auf di~ Gemein-
schaftsrechtsetzung dazu beitragen, das aktuell durch das Gemeinschaftsrecht beför-
derte Auseinanderdriften94 von europäischen Mutterrechtsordnungen und ihren auf 
der Welt verstreuten Tochterrechtsordnungen abzumildern. 
Aber auch aus der Sicht von UNIDROIT ist die geschilderte Entwicklung trotz 
der dort bewusst und bestimmungsgemäss eingenommenen globalen Zwecksetzung 
zu bedauern. Denn aus der weltweiten Perspektive von UNIDROIT ist die EG der 
wichtigste Raum vertiefter supranationaler Privatrechtsintegration.95 In Europa 
bündeln sich die Probleme der weltweiten Rechtsvereinheitlichung und stellen sich 
in besonderer Schärfe96• Die EG stellt aus diesem Blickwinkel ein gigantisches 
regionales Rechtsangleichungs- und Rechtsvereinheitlichungsprojekt dar, das es 
nach Möglichkeit in einem mit den UNJDROIT Principles zu vereinbarenden Sinne 
zu beeinflussen gilt. Störungen der internationalen Rechtsangleichung durch das Ge-
meinschaftsprivatrecht sind durch Koordination und Kooperation zu vermeiden97. 
Die zumindest teilweise Aufnahme der Principles in die Gemeinschaftsrechts-
setzung würde diesen ·zudem auf indirektem Wege eine formale Rechtsgeltung für 
und in den 25 EU-Mitgliedstaaten verschaffen. Vor diesem Hintergrund erstaunt es, 
dass UNIDROIT zumindest keine offizielle Stellungnahme zu den Projekten der 
europäischen Vertragsrechtsvereinheitlichung abgegeben hat.98 Auf der anderen 
Seite sollte UNIDROIT auch die Erfahrungen und Ergebnisse des Gemeinschafts-
privatrechts zumindest in Teilen für die eigenen Arbeiten fruchtbar machen. Eine 
aktive Beteiligung der Europäischen Gemeinschaft als supranationaler Organisation 
an der Fortentwicklung der UNIDROIT Principles wäre insofern wünschenswert. 
Für die UNIDROIT Principles wäre es sicherlich noch zu verschmerzen, wenn 
wenigstens ihre dazu besonders berufene99 Halbschwester, die Principles of Euro-








Zur Europakompatibilität der Schweizer Gesetzgebung etwa BAUDENBACHER, C., « Zum Nachvollzug 
europäischen Rechts in der Schweiz», EuR 1992, S. 309,320. 
Zu diesem Phänomen WEIR, T.,« Die Sprachen des europäischen Rechts», ZEuP 1995, S. 368. 
Siehe dazu sowie generell zum Verhältnis von regionaler und globaler Rechtsangleichung bzw. 
Rechtsvereinheitlichung etwa BONELL, M. J., « Modemisation and Hannonisation of Contract Law: 
Objectives, Methods and Scope - An Overview ». Unif.L.Rev. 8 (2003), S. 91, 93 ff.; BASEDOW, J., 
« Worldwide Harmonisation of Private Law and Regional Economic Integration - General Report», 
UnffL.Rev. 8 (2003), S. 31, 40 ff. 
Dazu auch BASEDOW, J. (Fn. 10), S. 457. 
Einen weltweiten Abstimmungsbedarf sehen auch KRONKE, H. (Fn. 88), S. 1155 f. und MEYER, J., 
« Auf dem Weg zu einem Europäischen Zivilgesetzbuch», BB 2004, S. 1285, 1292. 
Es fehlten Stellungnahmen zur Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament 
zum Europäischen Vertragsrecht vom 11.7.2001, KOM(2001) 398 endg. (siehe dazu die Anlage zur 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat: Ein kohärenteres europäisches 
Vertragsrecht - ein Aktionsplan - vom 12.2.2003, KOM(2003) 68 endg.) sowie zur Mitteilung der 
Kommission an das Europäische Parlament und den Rat: Ein kohärenteres europäisches Vertragsrecht 
- ein Aktionsplan - vom 12.2.2003, KOM(2003) 68 endg. (siehe dazu die Zusammenfassung der 
Stellungnahmen unter http://ec.europa.eu/consumers/cons _int/safe _ shop/fair _ bus _pract/cont_ law/ 
analyticaldoc_de.pdf, besucht am 11.7.2006); im Bericht des _Ausschusses für ~echt und Bin1:1e~mar~t 
(A5-0384/2001) v. 6.11.2001 ist UNIDROIT ebenfalls mcht unter den die EU-Komm1ss1on m 
Vertragsrechtsfragen beratenden Gruppen aufgeführt 
LETTERMAN, G. G., UNIDROJT's Rules in Practice - Standard International Contracts and Appli-
cable Ru/es, The Hague 2001, S. 268. 
EINFLUSS AUF DAS GEMEINSCHAFTSPRIV ATRECHT 
entfalten würde. Aber auch dies scheint, wenn man einmal von den Arbeiten am 
Gemeinsamen Referenzrahmen absieht, nicht in hinreichendem Masse der Fall zu 
sein, obwohl im Prozess der europäischen Privatrechtsvereinheitlichung von Wis-
senschaftlern immer wieder ganz im Sinne Savignys100 auf die grosse Bedeutung 
sorgfältiger Vorarbeiten gerade auch in Gestalt von Principles101 verwiesen wird102. 
Dieser Befund stimmt für den Einfluss der Rechtsvergleichung auf den Gemein-
schaftsgesetzgeber und für die künftige Bedeutung des gemeinschaftseigenen Kon-
kurrenzprodukts der UNIDROIT Principles, des Gemeinsamen Referenzrahmens, 




V. SAVIGNY, F. C., Vom Beruf unserer Zeit für Gesetzgebung und Rechtswissenschaft, 1814, 
nachgedruckt bei H. HATIENHAUER, Thibaut und Savigny - Ihre programmatischen Schriften, 
München 1973. 
ZIMMERMANN, R., « Savigny's Legacy », L.Q.Rev. 112 (1996), S. 576, 600 f. betrachtet die Principles 
als das eigentliche Vermächtnis v. Savignys; auf die Parallele zwischen den Ansichten v. Savignys und 
den Principles of European Contract Law verweist auch BERGER, K. P., « The Principles of European 
Contract Law and the Concept ofthe Creeping Codification oflaw », ERPL 2001, S. 21, 25 f. 
So etwa KöTZ, H.,« Savigny v. Thibaut und das gemeineuropäische Zivilrecht», ZEuP 2002, S. 431, 
433; SCHULZE, R (Fn. 66), S. 473 
90 91 
------- -~-~~-- --·---- - ·-------------· 
